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Titel

Ändern in:
Stärkung von Freiwilligendiensten und Bundeswehr: Für eine moderne, inklusive und attraktive
Sicherheitsarchitektur ohne Dienstpflicht 

Änderungsantrag zu A2

Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine verändert unsere Welt grundlegend. Durch die
Wiederwahl Donald Trumps sind die USA zudem kein verlässlicher transatlantischer Partner mehr. Auch
die NATO-Staaten – darunter die deutsche Bundeswehr – rüsten wieder auf. Deshalb soll die Anzahl der
Zeit- und Berufssoldatinnen sowie der Reservistinnen deutlich erhöht werden. In diesem
Zusammenhang werden auch die Forderungen nach einer allgemeinen Dienstpflicht lauter.

Ein erster Schritt in diese Richtung ist das Ende August von der schwarz-roten Bundesregierung auf den
Weg gebrachte Wehrdienstgesetz. Bereits ab 2027 soll bei allen 18-Jährigen das Interesse an
derBundeswehr abgefragt werden und ab 2028 soll die Musterung für alle Männer des Jahrgangs 2008
wieder verpflichtend eingeführt werden. Mit dem neuen Paragrafen 2a im Wehrpflichtgesetz schafft
sich die Bundesregierung die Möglichkeit, die Wehrpflicht kurzfristig wieder einzuführen.

Wir von Bündnis 90/Die Grünen Bremen sind jedoch überzeugt, dass die Wiedereinführung der
Wehrpflicht keine Lösung ist. Vielmehr muss die Bundeswehr gestärkt und reformiert sowie die
Verteidigungsfähigkeit EU-weit besser koordiniert und abgestimmt werden. Gleichzeitig müssen unsere
Freiwilligendienste und das zivilgesellschaftliche Engagement gestärkt werden, um sie zukunftsfähig
und inklusiv zu gestalten. Bevor eine Debatte über eine Dienstpflicht für junge Menschen in
Deutschland stattfinden kann, müssen die strukturellen Probleme der gegenwärtigen
Rahmenbedingungen angegangen werden, um die Dienste in allen Bereichen für die Zielgruppe
attraktiver zu gestalten.

Ausbau und Förderung von Freiwilligendiensten

Um Freiwilligendienste gut aufzustellen und so zum gesellschaftlichen Zusammenhalt beizutragen, ist
eine existenzsichernde Vergütung für alle Freiwilligendienste notwendig. Nur so ist sichergestellt, dass
diese Dienste tatsächlich allen Menschen zugänglich sind. Engagement im Rahmen eines
Freiwilligendienstes darf kein Privileg für Jugendliche aus finanziell gut situierten Haushalten sein,
sondern muss allen Menschen die Chance bieten, sich zu beteiligen, sich weiterzubilden und sich zu
engagieren. Darüber hinaus soll die Förderung für eigenverantwortliches zivilgesellschaftliches
Engagement erhalten und ausgebaut werden.

Ein Pflichtdienst würde zunächst einmal nichts an den Rahmenbedingungen ändern. Dass Tätigkeiten in
sozialen Berufen und im ehrenamtlichen Katastrophenschutz mit wenig gesellschaftlicher
Anerkennung, wenig Geld und hoher Arbeitsbelastung verbunden sind, würde Menschen auch weiterhin
abschrecken. Gesellschaftlicher Zusammenhalt muss gemeinsam erlernt und gelebt werden. Ob eine
Pflicht hier den entscheidenden Unterschied machen würde, ist fraglich. Die durch einen Pflichtdienst
erwarteten positiven Effekte können auch durch gut ausgestattete Freiwilligendienste erreicht werden
– was auch heute schon sichtbar ist. Der Höchstsatz des Bundesfreiwilligendienstes von 644 € reicht
allerdings kaum zum Leben. Es braucht daher eine deutliche Steigerung der Anerkennungskultur für
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diese besondere Form des Engagements – monetär sowie durch zusätzliche Anreize wie ein kostenloses
Deutschlandticket bzw. ein Ticket für den ÖPNV. Der Bundesfreiwilligendienst darf nicht dazu genutzt
werden, sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze in sozialen und kulturellen Berufen zu ersetzen und
so Lohnkosten einzusparen. Eine Dienstpflicht droht dieses Problem angesichts des Fachkräftemangels
in diesen Arbeitsfeldern massiv auszuweiten.

Freiwilligendienste scheitern häufig an enttäuschten Erwartungen (zum Teil auf beiden Seiten),
fehlenden finanziellen Mitteln und unzureichender Betreuung. Zudem haben die herausfordernden
Haushaltslagen der vergangenen Jahre den Verbänden oft die Planungssicherheit für die Einsatzstellen
erschwert. Hier braucht es eine stabilere Finanzierung. Gerade in von Krisen geprägten Zeiten ist ein
gesellschaftliches Zusammenkommen wichtig, ebenso wie eine verstärkte Wertschätzung für
ehrenamtliche Arbeit, die allen Menschen offensteht.

Stärkung der Verteidigungsfähigkeit durch Reform in der Bundeswehr

Grundsätzlich ist es richtig, dass der Bund die finanziellen Grundlagen dafür geschaffen hat, dass
Deutschland verteidigungsfähig wird und ein zuverlässiger Bündnispartner sein kann. Für uns Grüne ist
dabei klar: Für Investitionen in Rüstungsvorhaben braucht es Transparenz und eine gestärkte
parlamentarische Kontrolle. Hier sehen wir nach wie vor gravierende Missstände etwa im Rahmen des
Beschaffungssystems. Um diese Verteidigungsfähigkeit zu erreichen und für die aktuellen
außenpolitischen Entwicklungen gewappnet zu sein, braucht die Bundeswehr Nachwuchs und gut
ausgebildete Fachkräfte.

Um dieses Ziel zu erreichen, muss sich die Bundeswehr zu einem attraktiveren Arbeitsumfeld
entwickeln. Die strukturellen Probleme mit Diskriminierung, Sexismus, rechten Tendenzen und
Netzwerken unter Soldat*innen in der Bundeswehr müssen daher zwingend angegangen werden. Nur
so kann die Bundeswehr für die Gesellschaft geöffnet werden und jungen Menschen Perspektiven
bieten.

Im Vergleich zu anderen Freiwilligendiensten liegt der monatliche Wehrsold für freiwillig
Wehrdienstleistende mit 1.837 € und kostenlosem Bahnfahren deutlich höher. Das neue
Wehrdienstgesetz sieht eine weitere Erhöhung dieser Besoldung vor. Eine angemessene Vergütung ist
zwar wichtig, hat aber bisher nur bedingt zu einem umfangreichen Anstieg an Wehrdienstleistenden
geführt. Erforderlich ist hierfür eine Veränderung der Tätigkeiten und der Arbeitskultur, damit die
Bundeswehr für Menschen, die einen Dienst leisten wollen, ein sicherer und inklusiver Arbeitsort ist.

Dienstpflichten lösen keine aktuellen Probleme 

Wir lehnen Dienstpflichten in der aktuell angedachten Form sowie das neue Wehrdienstgesetz, das die
Bundesregierung auf den Weg gebracht hat, ab. Durch eine solche Pflicht für junge Menschen (und in
Bezug auf den Wehrdienst aktuell explizit für junge Männer) wird die gemeinschaftliche Verantwortung
auf diejenigen abgewälzt, die bereits unter den anhaltenden Versäumnissen der letzten Jahrzehnte
leiden. Ungleichheiten und Ungerechtigkeiten werden dadurch bestärkt, anstatt dringend benötigte
Kapazitäten freizusetzen und notwendiges Engagement sowie die Entwicklung von Fachkräften zu
unterstützen und den gesellschaftlichen Zusammenhalt zu stärken.

Die Diskussion um die Einführung eines verpflichtenden Dienstjahres ist oft mit überzogenen
Erwartungen verbunden, was die zu erwartenden Veränderungen betrifft. So können junge Menschen im
Rahmen eines Freiwilligendienstes mit Sicherheit eine Bereicherung in der Pflege- und
Betreuungsarbeit sein. Um den Fachkräftemangel zu bewältigen, sollten jedoch andere Strategien
verfolgt werden: eine bessere Bezahlung, attraktivere Arbeitsbedingungen und schnellere
Anerkennungsverfahren ausländischer Abschlüsse.

Zudem bleiben wesentliche Fragen in diesem Zusammenhang offen: Die Einführung eines
Pflichtdienstes wäre mit immensen Kosten verbunden. Schon jetzt reichen die finanziellen Mittel nicht
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aus, um den Freiwilligendienstleistenden ein Ticket für den ÖPNV oder ein ausreichendes Taschengeld
zu finanzieren. Zudem müssen junge Leute gut betreut werden, wenn sie beispielsweise in sozialen
Berufen arbeiten. Auch dafür fehlt in vielen Bereichen schon jetzt das Personal. Ein Pflichtdienst ohne
angemessene Vergütung und Betreuung wäre einer jungen Generation gegenüber jedoch kaum fair.

Als Bündnis90/Die Grünen Bremen sind wir überzeugt, dass unser Land und unsere Gesellschaft von
einer Stärkung der freiwilligen Dienste und einer reformierten, inklusiven Bundeswehr profitieren
werden. Wir öffnen damit einen Raum für strukturelle Lösungen, die unserer Gesellschaft dienen, zu
einer wertschätzenden Ehrenamtskultur beitragen und gleichzeitig die Verteidigungsfähigkeit sichern,
ohne auf veraltete und ungerechte Modelle wie die Wehrpflicht zurückzugreifen.



Ä2 Gemeinschaft lässt sich nicht verordnen - Strukturelle Probleme angehen statt über
Dienstpflichten diskutieren 

Antragsteller*in: Henrike Müller (KV Bremen Links der Weser (LdW))

Titel

Ändern in:
Gesellschaftliche Resilienz stärken: Ein modernes Dienstjahr für alle

Änderungsantrag zu A2

Die aktuellen gesellschaftlichen Herausforderungen erfordern ein nachhaltiges Umdenken, wenn es um
die Stärkung der gesellschaftlichen Resilienz und den sozialen Zusammenhalt geht. Angesichts
vermehrter Umweltkatastrophen, des russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine, zunehmender
Cyberangriffe, hybrider Kriegsführung sowie einer zunehmenden und teilweise aktiv betriebenen
gesellschaftlichen Spaltung und Segregation ist es von entscheidender Bedeutung, dass wir unsere
Reaktionsfähigkeit auf all diese Herausforderungen und Bedrohungen stärken und die Bevölkerung
sowohl für ein besseres soziales Miteinander als auch für neue Sicherheitsherausforderungen
sensibilisieren. Es ist richtig, dass der Bund die finanziellen Grundlagen für den Wiederaufbau der
Infrastruktur und die Stärkung der Verteidigungsfähigkeit geschaffen hat. Doch Investitionen allein
reichen nicht aus. Wir brauchen auch mehr helfende Hände, Sachverstand und Kooperation, sei es im
Zivil-, Katastrophen- oder im Umweltschutz, im sozialen und gesellschaftlichen Bereich – auch, aber
nicht nur während akuter Krisen.

Gerade deshalb ist die aktuelle Entscheidung der Bundesregierung, die Wehrpflicht einfach in alter
Form wiederzubeleben, ein fatales Signal. Ein Pflichtdienst, der als reine Wehrpflicht, weiterhin nur
Männer und nur die junge Generation betrifft und ausschließlich auf militärischen Dienst setzt,
ignoriert die gesellschaftliche Realität von heute und verstärkt sogar alte Ungerechtigkeiten.

Stattdessen brauchen wir ein zukunftsfähiges Modell, das die gesamte Gesellschaft einbindet. Wir
unterstützen daher die Idee eines verpflichtenden Dienstjahres für alle jungen Menschen nach
Abschluss der Schulpflicht. Dieses Dienstjahr muss flexibel gestaltet sein und echte Wahlmöglichkeiten
eröffnen: Einsätze etwa in sozialen Einrichtungen, im Katastrophenschutz, in Umweltprojekten, in der
Pflege, in Bildungseinrichtungen, aber auch in der Cybersicherheit müssen gleichberechtigt neben
einem militärischen Dienst stehen. Nur so lässt sich die Vielfalt der Herausforderungen abbilden und
bewältigen, vor denen wir als Gesellschaft stehen.

Darüber hinaus wollen wir ein freiwilliges Dienstjahr für alle, die sich über das verpflichtende
Dienstjahr hinaus engagieren möchten, deutlich ausbauen. Die Zusammenarbeit von Staat, Wirtschaft
und Zivilgesellschaft mit allen interessierten und dazu bereiten Bürger*innen ist dafür eine zentrale
Voraussetzung.

Ein modernes Dienstjahr darf kein Zwang ohne Gegenleistung sein und auch nicht auf ehrenamtliches
Engagement reduziert bleiben. Angemessene finanzielle Entschädigung, Anrechnung auf
Rentenansprüche sowie die Anerkennung im Beruf, für Ausbildung und Studium müssen garantiert
werden. Gerade junge Menschen haben Anspruch auf echte Wahlfreiheit – auch zeitlich – und darauf,
dass ihre individuellen Stärken, Interessen und Pläne berücksichtigt werden. Begleitet werden sollte
das Dienstjahr von Qualifizierungsangeboten, insbesondere in für zivilgesellschaftliches Engagement,
Krisenmanagement, Katastrophenschutz und digitale Resilienz.
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Die Bremer Grünen stellen klar: Eine Rückkehr zur klassischen Wehrpflicht ist der falsche Weg. Sie ist
weder gerecht noch geeignet, die aktuellen und zukünftig absehbaren Krisen zu bewältigen. Wir setzen
stattdessen auf ein verpflichtendes Dienstjahr für alle, das Wahlmöglichkeiten zwischen sozialem
Engagement und Umweltprojekten, Katastrophenschutz und militärischem Dienst, eröffnet – und
verzahnen es mit einem breiteren, attraktiveren Angebot freiwilliger Dienste. Nur so können wir die
gesamtgesellschaftliche Resilienz aufbauen, die wir im 21. Jahrhundert wirklich brauchen.



Ä1 Zivilgesellschaft in Israel und Palästina schützen - Gerechten Frieden schaffen

Antragsteller*in: Martin Prinzler (KV Bremerhaven)

Änderungsantrag zu D-NO1

Von Zeile 74 bis 77 löschen:
auf dem Völkerrecht, der Anerkennung gleicher Rechte für alle Menschen in der Region und dem Ende
der Besatzung basiert. Dazu gehört die diplomatische Anerkennung eines souveränen
palästinensischen Staates. Viele Staaten erkennen Palästina bereits an. Es ist wichtig, dass auch
Deutschland diesen Schritt geht.

Begründung

Es ist offensichtlich umstritten, ob zum jetzigen Zeitpunkt die positiven oder negativen Auswirkungen
einer Anerkennung Palästinas überwiegen.
Der Antrag ist Anschlussfähiger, wenn wir dies offen lassen.



Ä1 Israel im Nahen Osten

Antragsteller*in: Martin Prinzler (KV Bremerhaven)

Änderungsantrag zu D-NO2

Von Zeile 39 bis 51:
und eine europäisch-arabisch getragene Übergangsverwaltung in Gaza vorzubereiten, unter Beteiligung
der Palästinensischen Autonomiebehörde.

– unterstützen die Haltung der Bundesregierung, der von einigen Staaten angekündigten
„Anerkennung“ eines „Staates Palästina“ nicht zu folgen. Eine solche rein symbolische „Anerkennung“
eines nicht existierenden „Staates“ stärkt gegenwärtig allein die Position der Hamas, die die
Ankündigungen bereits als "Frucht des 7. Oktober" feiert.

– halten dagegen daran fest, dass ein palästinensischer Staat nur am Ende von Verhandlungen in der
Region entstehen kann – die wieder beginnen müssen, ohne die Hamas. Wir 

– treten für das Recht der Palästinenserinnen und Palästinenser ein, selbst über ihr gesellschaftliches
Leben in einem eigenen Staat zu 

Begründung

Es ist offensichtlich umstritten, ob zum jetzigen Zeitpunkt die positiven oder negativen Auswirkungen
einer Anerkennung Palästinas überwiegen.
Der Antrag ist Anschlussfähiger, wenn wir dies offen lassen.



Ä1 Solidarität und Sicherheit auf Basis des Völkerrechts: Für Frieden in Israel und Gaza

Antragsteller*in: Martin Prinzler (KV Bremerhaven)

Änderungsantrag zu LA1

Von Zeile 98 bis 103 löschen:
In den vergangenen Monaten haben mehrere Staaten angekündigt, einen palästinensischen Staat
anerkennen zu wollen, einige haben diesen Schritt bereits vollzogen. Solange die Hamas die politische
Führung in Gaza innehat, lehnen wir diese Anerkennung ab. Klar ist, dass es einen geordneten Prozess
zur unabhängigen und friedlichen Verwaltung der palästinensischen Gebiete braucht, in dessen
Rahmen eine Anerkennung möglich wird.

Begründung

Es ist offensichtlich umstritten, ob zum jetzigen Zeitpunkt die positiven oder negativen Auswirkungen
einer Anerkennung Palästinas überwiegen.
Der Antrag ist Anschlussfähiger, wenn wir dies offen lassen.



Ä2 Solidarität und Sicherheit auf Basis des Völkerrechts: Für Frieden in Israel und Gaza

Antragsteller*in: Hermann Kuhn (KV Bremen-Mitte)

Änderungsantrag zu LA1

Von Zeile 23 bis 25:
medizinischen Versorgung beraubt dies insbesondere eine junge Generation in Gaza ihrer Bildungs-
und Zukunftschancen. Mitschuld an dieserDie Verantwortung für diese Tragödie trägt zu allererst die
Hamas, die seit Jahrzehnten gezielt die Grenzen zwischen militärischer und 

Von Zeile 27 bis 28 einfügen:
missbrauchen. Ein Vorgehen, das eindeutig gegen das humanitäre Völkerrecht verstößt und das wir
strikt verurteilen. Der Krieg in Gaza wäre an dem Tag beendet, an dem die Hamas alle Geiseln freilässt,
die Waffen niederlegt und kapituliert. Auch Israel hat eine Verantwortung gegenüber der
Zivilbevökerung in Gaza, gerade auch wegen der Rücksichtslosigkeit der Hamas. Israel kommt dieser
Verantwortung nicht ausreichend nach.

Begründung

Schon am 8. Oktober haben die Unterstützer der Hamas alles getan, um aus dem Opfer den Täter und
aus den Tätern die Opfer zu machen. Es ist deshalb zentral, festzustellen: Der Krieg in Gaza wäre an
dem Tag beendet, an dem der Aggressor, die Waffen niederlegt.



Ä3 Solidarität und Sicherheit auf Basis des Völkerrechts: Für Frieden in Israel und Gaza

Antragsteller*in: Hermann Kuhn (KV Bremen-Mitte)

Änderungsantrag zu LA1

Von Zeile 29 bis 40:
Nach einigen Wochen der Waffenruhe zu Beginn des Jahres 2025 führte die Regierung unter
Ministerpräsident Benjamin Netanjahu im März den Krieg im Gazastreifen fort und verhängte zeitgleich
eine Blockade über die Lieferung humanitärer Hilfsgüter nach Gaza. Die folgende Hungersnot betrifft
Hunderttausende Menschen. 132.000 Kinder sind aufgrund akuter Mangelernährung vom Tod bedroht.
[2] In mehreren Anordnungen und Gutachten hat der Internationale Gerichtshof (IGH) die Dringlichkeit
des Schutzes der Zivilgesellschaft betont. Das undifferenzierte Vorgehen gegen die Bevölkerung in Gaza
verurteilen wir nachdrücklich. Angesichts des Ausmaßes der Zerstörung in Gaza und der gezielten
Blockade humanitärer Hilfe muss die Verhältnismäßigkeit der israelischen Selbstverteidigung im
Rahmen des humanitären Völkerrechts mittlerweile in Zweifel gezogen werden.

Nach einigen Wochen der Waffenruhe zu Beginn des Jahres 2025 und dem Scheitern weiterer
Verhandlungen um die Freilassung der Geiseln führte die israelische Regierung den Krieg weiter und
verhängte eine wochenlange Blockade humanitärer Hilfsgüter nach Gaza, um die Hamas daran zu
hindern, die Hilfslieferungen zu stehlen und so zur Konsolidierung ihrer Herrschaft zu missbrauchen.
Auch die – chaotisch organisierte – Wiederaufnahme der Lieferungen hat die prekäre Lage bis heute
nicht ausreichend verbessern können. Es ist dringend notwendig, dass die israelische Regierung und die
internationalen Hilfsorganisationen gemeinsam zuverlässig für die Grundversorgung der Bevölkerung
in Gaza sorgen. Eine Verweigerung der humanitären Grundversorgung kritisieren wir nachdrücklich; sie
darf niemals Mittel militärischer Auseinandersetzungen sein.

Nach dem Massaker vom 7. Oktober ist es das legitime Ziel Israels, die Herrschaft der Hamas über Gaza
zu brechen und damit die Gefahr einer – von der Hamas angekündigten – Wiederholung zu beseitigen.
Aber auch in der israelischen Gesellschaft wird zunehmend massiv die Frage gestellt, ob und wieweit
dieses legitime Ziel der Entwaffnung der Hamas noch eine Kriegsführung legitimiert, die das Leben der
Geiseln gefährdet und die gesamte Bevölkerung Gazas weiter in eine katastrophale Lage bringt.

Begründung

Auch im März 2025 haben die internationalen Organisationen von drohendem Hungersterben
gesprochen; die Vorräte haben dann aber über Wochen gereicht. Die Lage für die Gazaner ist
gegenwärtig sehr hart, aber die unmittelbare massenhafte Bedrohung durch Hungertod, ständig
vorhergesagt, ist bis heute Gott sei Dank nicht eingetreten. Die fortwährende Überzeichnung der
Gefahren verbessert die notwendige Zusammenarbeit vor Ort nicht. Die Verantwortung dafür, dass nicht
alle verfügbaren Hilfsgüter auch die Menschen erreichen, liegt gegenwärtig auch, aber keineswegs nur,
bei der israelischen Grenzverwaltung.

Dass wir diese schwierige Abwägung einfacher und besser machen können als die israelische
Gesellschaft, darf man bezweifeln. Es gibt Vorwürfe gegen Soldaten und Einheiten der israelischen
Armee, gegen völkerrechtliche Regeln im Krieg verstoßen zu haben, die werden auch von der
Armeeführung untersucht, auch wenn Konsequenzen. Dass die Weiterführung des Krieges gegen die
Hamas an sich ein „Kriegsverbrechen“ sei, folgt nicht aus dem Völkerrecht. Die Verantwortung für die
„Undifferenziertheit“ des israelischen Vorgehens liegt in erster Linie bei der Hamas, die alles tut, um
den Unterschied zwischen Kombattanten und Zivilisten, zwischen zivilen und militärischen
Einrichtungen zu verwischen, unsichtbar zu machen. 



Ä5 Solidarität und Sicherheit auf Basis des Völkerrechts: Für Frieden in Israel und Gaza

Antragsteller*in: Hermann Kuhn (KV Bremen-Mitte)

Änderungsantrag zu LA1

Von Zeile 56 bis 62:
Mit der Fortführung des Krieges in Gaza agiert die Regierung um Netanjahu auch gegen die wachsende
Kritik aus den Reihen des eigenen Militärs[4] und der Opposition, sowie gegen einen großen Teil der
Zivilgesellschaft, der zu Zehntausenden gegen den Krieg demonstriert,[5] und gegen die Familien der
entführten Geiseln. Diese engagieren sich für ein Ende des Krieges im Gazastreifen und die sichere
Rückkehr der noch in Gefangenschaft befindlichen Personen[6], zu denen auch mehrere deutsche
Staatsbürger gehören.[7]

Ihre Forderung ist, der Freilassung der Geiseln durch die Hamas oberste Priorität zu geben, dazu auch
mit der Hamas zu verhandeln und das Leben der Geiseln durch die erneute Offensive nicht zu
gefährden. Unter den Geiseln sind Menschen, die auch die deutsche Staatsangehörigkeit haben. Wir
unterstützen diese Forderungen: Die Hamas muss alle Geiseln freilassen, die noch in ihrer Hand sind.
Im Gegenzug muss die israelische Regierung einem Waffenstillstand zustimmen.

Begründung

Die Protestbewegung in Israel ist sehr vielfältig, hat verschiedene Strömungen und Motive, natürlich
auch innenpolitische. Einig sind sie sich in der Forderung, dass die Befreiung der Geiseln oberste
Priorität haben muss, für die auch schmerzhafte Verhandlungen in Kauf genommen werden müssen.
Dafür ist eine Unterbrechung des Krieges notwendig, zumal die neue Offensive auch das Leben der
Geiseln gefährden könnte.



Ä7 Solidarität und Sicherheit auf Basis des Völkerrechts: Für Frieden in Israel und Gaza

Antragsteller*in: Hermann Kuhn (KV Bremen-Mitte)

Änderungsantrag zu LA1

Von Zeile 75 bis 76:
Die Ziele sind in erster Liniedie Entwaffnung der Hamas, die Freilassung der Geiseln, Verbesserung der
humanitären Versorgung der Menschen in Gaza und eine Reduzierung der 

Begründung

So sind die Ziele richtig auch in Zeile108 beschrieben.



Ä10 Solidarität und Sicherheit auf Basis des Völkerrechts: Für Frieden in Israel und Gaza

Antragsteller*in: Hermann Kuhn (KV Bremen-Mitte)

Änderungsantrag zu LA1

Von Zeile 89 bis 94:
Friedrich Merz hat angekündigt, dass Deutschland keine Rüstungsgüter mehr nach Israel liefern wird,
die im Gazastreifen eingesetzt werden könnten. Während diese Entscheidung nachvollziehbare Gründe
hat und im Grundsatz von uns unterstützt wird, bleibt eine trennscharfe Abgrenzung der Rüstungsgüter
schwierig undDie Frage der Lieferung von deutschen Rüstungsgütern an Israel muss im Kontext der
Bedrohung Israels durch eine Vielzahl an Akteuren in der Region und der Bedeutung der
Verteidigungsfähigkeit abgewogen 

Begründung

Der generelle Stopp von Rüstungsgütern, die in Gaza verwendet werden können, setzt die Einschätzung
voraus, dass dieser Krieg an sich völkerrechtswidrig ist. Für diese Einschätzung gibt es so pauschal trotz
aller Behauptungen keine plausible Begründung. 



Ä12 Solidarität und Sicherheit auf Basis des Völkerrechts: Für Frieden in Israel und Gaza

Antragsteller*in: Hermann Kuhn (KV Bremen-Mitte)

Änderungsantrag zu LA1

Von Zeile 96 bis 97 einfügen:
Libanon und Syrien sowie die Huthi im Jemen. Die Verteidigungsfähigkeit Israels darf von einer
Einschränkung der Waffenlieferungen nicht beeinträchtigt werden.
Israel musste sich und muss sich weiterhin gegen die vom Iran gesteuerte und finanzierte „Achse des
Widerstandes“ verteidigen, gegen Angriffe der Hisbollah, der Huthi und des Iran. Ohne Beendigung
dieser Bedrohungen kann es keinen dauerhaften Frieden im Nahen Osten geben. Der Iran muss den Bau
einer Atombombe nachprüfbar aufgeben und die Aufrüstung seiner Proxis gegen Israel beenden. Die
Regierung des Libanon muss bei der Entwaffnung der Hisbollah unterstützt werden.

Begründung

Man kann die Reaktionen Israels, auch die innenpolitische Entwicklung, nicht ohne Kenntnis der
Gesamtbedrohung des Landes verstehen. Sie hat sich auch nach den militärischen Erfolgen noch nicht
grundsätzlich geändert. 



Ä13 Solidarität und Sicherheit auf Basis des Völkerrechts: Für Frieden in Israel und Gaza

Antragsteller*in: Hendrik Pröhl (KV Bremen Links der Weser (LdW))

Änderungsantrag zu LA1

Von Zeile 61 bis 62 einfügen:
Gazastreifen und die sichere Rückkehr der noch in Gefangenschaft befindlichen Personen[6], zu denen
auch mehrere deutsche Staatsbürger gehören.[7][Leerzeichen]Auch im Gazastreifen fanden noch im
Herbst 2023 und wieder im März 2025 große Proteste gegen die Herrschaft der Hamas statt, trotz
drohender Gewalt und Repressionen. Es wäre also falsch, die israelischen und palästinensichen
Bevölkerungen mit ihren Regierungen gleichzusetzen und Stimmen aus der Zivilgesellschaft zu
ignorieren. Dazu gehört auch, dass Deutschland derartige Organisationen durch Finanzierung
unterstützt. Gerade in der aktuellen Situation ist es fatal, wenn zivilgesellschaftliche Organisationen
dadruch geschwächt werden, dass ihnen Fördermittel gestrichen werden.

Begründung

Erfolgt mündlich



Ä14 Solidarität und Sicherheit auf Basis des Völkerrechts: Für Frieden in Israel und Gaza

Antragsteller*in: Hendrik Pröhl (KV Bremen Links der Weser (LdW))

Änderungsantrag zu LA1

Von Zeile 64 bis 66 einfügen:
historischen Verantwortung klar positionieren: solidarisch mit der Zivilgesellschaft vor Ort, für die
Sicherheit Israels, den Schutz der Palästinenser*innen und im Einklang mit einer regelbasierten
Weltordnung. Wir respektieren die Entscheidungen des 

Begründung

Erfolgt mündlich



Ä15 Solidarität und Sicherheit auf Basis des Völkerrechts: Für Frieden in Israel und Gaza

Antragsteller*in: Hermann Kuhn (KV Bremen-Mitte)

Änderungsantrag zu LA1

Von Zeile 118 bis 120:
im Land Bremen sicher leben können. Diskriminierung von Jüdinnen und Juden stellen wir uns ebenso
wie antiisraelischem Antisemitismus entschieden entgegen.[Leerzeichen]
Wir verurteilen Boykottaufrufe und Boykottaktionen gegen KünstlerInnen, WissenschaftlerInnen und
SportlerInnen, nur weil die Jüdinnen und Juden sind.

Begründung

Angesichts der wachsenden aktuellen Vorfälle (ua. Knzertabsage, Abbruch Radrennen) dringend
notwendig.



Ä16 Solidarität und Sicherheit auf Basis des Völkerrechts: Für Frieden in Israel und Gaza

Antragsteller*in: Hendrik Pröhl (KV Bremen Links der Weser (LdW))

Änderungsantrag zu LA1

Von Zeile 66 bis 69:
regelbasierten Weltordnung. Wir respektieren die Entscheidungen des Internationalen Strafgerichtshofs
und seinedes internationalen Gerichtshof in ihrer Rolle bei der Durchsetzung des Völkerrechts, weshalb
wir auf die vollumfängliche Umsetzung ihrer Entscheidungen bestehen. Das Handeln der Netanyahu
Regierung hat Israel diplomatisch und international isoliert und damit in existenzielle Gefahr gebracht.
Deutschland 

Begründung

Erfolgt mündlich



Ä17 Solidarität und Sicherheit auf Basis des Völkerrechts: Für Frieden in Israel und Gaza

Antragsteller*in: Hendrik Pröhl (KV Bremen Links der Weser (LdW))

Änderungsantrag zu LA1

Von Zeile 73 bis 74 einfügen:
abstimmen. So hat Annalena Baerbock als Außenministerin bereits Anfang 2024 in Gesprächen in
Jerusalem den Einsatz von Hunger scharf verurteilt.[8][Leerzeichen]Substanzielle Konsequenzen für die
Ausweitung des illegalen Siedlungsbaus im Westjordanland und die weitere Eskalation der
Kriegsführung in Gaza blieben aber aus; letztere wurde stattdessen von der Ampel-Regierung
anhaltend verteidigt und materiell unterstützt [D, E, F].

Begründung

Erfolgt mündlich

Quelle D (Kennzeichnung ggf. entsprechend anpassen) - https://www.euractiv.com/news/germany-ups-
defence-exports-to-israel-bucking-european-trends/

Quelle E - https://www.juedische-allgemeine.de/politik/scholz-sichert-israel-weitere-
waffenlieferungen-zu/

Quelle F - https://www.auswaertiges-amt.de/de/newsroom/2679468-2679468



Ä18 Solidarität und Sicherheit auf Basis des Völkerrechts: Für Frieden in Israel und Gaza

Antragsteller*in: Hendrik Pröhl (KV Bremen Links der Weser (LdW))

Änderungsantrag zu LA1

Von Zeile 75 bis 78:
Die Ziele sind in erster Linie die Freilassung der Geiseln, Verbesserung der humanitären Versorgung der
Menschen in Gaza und eine Reduzierung der israelischen Militäroperationenein Rückzug aus Gaza und
den besetzten Gebieten des Westjordanlandes sowie ein dauerhafter Waffenstillstand. Gleichzeitig
müssen personenbezogene Sanktionen (z. B. gegen die Minister Ben-

Begründung

Erfolgt mündlich



Ä20 Solidarität und Sicherheit auf Basis des Völkerrechts: Für Frieden in Israel und Gaza

Antragsteller*in: Hendrik Pröhl (KV Bremen Links der Weser (LdW))

Änderungsantrag zu LA1

Von Zeile 89 bis 97:
Friedrich Merz hat angekündigt, dass Deutschland keine Rüstungsgüter mehr nach Israel liefern wird,
die im Gazastreifen eingesetzt werden könnten. Während diese Entscheidung nachvollziehbare Gründe
hat und im Grundsatz von uns unterstützt wird, bleibt eine trennscharfe Abgrenzung der Rüstungsgüter
schwierig und muss im Kontext der Bedrohung Israels durch eine Vielzahl an Akteuren in der Region
und der Bedeutung der Verteidigungsfähigkeit abgewogen werden. Diese Akteure umfassen neben der
Hamas auch den Iran, die Hisbollah im Libanon und Syrien sowie die Huthi im Jemen. Die
Verteidigungsfähigkeit Israels darf von einer Einschränkung der Waffenlieferungen nicht beeinträchtigt
werden.

Friedrich Merz hat angekündigt, dass Deutschland keine Rüstungsgüter mehr nach Israel liefern wird,
die im Gazastreifen eingesetzt werden könnten. Wir befürworten diese Entscheidung. Israel wird durch
eine Vielzahl an Akteuren in der Region bedroht: Neben der Hamas sind dies auch der Iran, die
Hisbollah im Libanon und Syrien sowie die Huthi im Jemen. Die Verteidigungsfähigkeit Israels muss
daher bei Überlegungen in Bezug auf Waffenlieferungen ebenso berücksichtigt werden wie der Schutz
der Zivilbevölkerung in Gaza, welche aktuell unmittelbar gefährdet ist. Spätestens in den letzten
Monaten hat sich gezeigt, dass immer mehr Waffen für Israel nicht zu mehr Sicherheit führen, sondern
zu einer weiteren Eskalation. Trotz anhaltender Appelle kommt es immer wieder zu
Völkerrechtsverstößen in Gaza. Ein Exportstopp für Waffen, die in Gaza eingesetzt werden können, ist
daher angemessen und geboten. 

Begründung

Erfolgt mündlich



Ä21 Solidarität und Sicherheit auf Basis des Völkerrechts: Für Frieden in Israel und Gaza

Antragsteller*in: Hendrik Pröhl (KV Bremen Links der Weser (LdW))

Änderungsantrag zu LA1

Von Zeile 97 bis 98 einfügen:
Seit Oktober 2023 hat Deutschland über 300 Millionen Euro an humanitärer Hilfe für die Menschen in
Gaza bereitgestellt. Diese Unterstützung ist sehr wichtig und muss dauerhaft und planbar
aufrechterhalten bleiben. Deutschland muss die humanitäre Hilfe in Gaza nicht nur finanziell
unterstützen, sondern auch politischen Druck für ihren ungehinderten Zugang ausüben und sie
logistisch unterstützen.

Begründung

Erfolgt mündlich



Ä22 Solidarität und Sicherheit auf Basis des Völkerrechts: Für Frieden in Israel und Gaza

Antragsteller*in: Hendrik Pröhl (KV Bremen Links der Weser (LdW))

Änderungsantrag zu LA1

Von Zeile 98 bis 103:
In den vergangenen Monaten haben mehrere Staaten angekündigt, einen palästinensischen Staat
anerkennen zu wollen, einige haben diesen Schritt bereits vollzogen. Solange die Hamas die politische
Führung in Gaza innehat, lehnen wir diese Anerkennung ab. Klar ist, dass es einen geordneten Prozess
zur unabhängigen und friedlichen Verwaltung der palästinensischen Gebiete braucht, in dessen
Rahmen eine Anerkennung möglich wird.

Ein gerechter Frieden kann nur durch eine umfassende Lösung erreicht werden, die auf dem
Völkerrecht, der Anerkennung gleicher Rechte für alle Menschen in der Region und dem Ende der
Besatzung basiert. Dazu gehört die diplomatische Anerkennung eines souveränen palästinensischen
Staates unter Ausschluss jeder Beteiligung der Hamas. Viele Staaten erkennen Palästina bereits an. Es
ist wichtig, dass auch Deutschland diesen Schrit geht.

Begründung

Erfolgt mündlich



Ä23 Solidarität und Sicherheit auf Basis des Völkerrechts: Für Frieden in Israel und Gaza

Antragsteller*in: Hendrik Pröhl (KV Bremen Links der Weser (LdW))

Änderungsantrag zu LA1

Von Zeile 115 bis 120:
Kriegsfolgen betroffen sind. Meinungsäußerungen und Demonstrationen, die auf das Leid der 
israelischen und palästinensischen Zivilbevölkerungen aufmerksam machen, finden ihre Grenze dort,
wo es zu Antisemitismus, Rassismus und Gewalt kommt. Jüdinnen und Juden sollen im Land Bremen
sicher leben können. Diskriminierung von Jüdinnen und Juden und antiisraelischem Antisemitismus 
stellen wir uns als gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit ebenso entgegen wie antiisraelischem
Antisemitismus entschieden entgegenanti-muslimischem Rassismus und allen anderen rassistischen
Verallgemeinerungen. Zudem braucht es eine größere Aufmerksamkeit für und kritische Einordnung
von Polizeigewalt im Rahmen von Demonstrationen und für unverhältnismäßige Einschränkungen.

Begründung

Rassismus darf niemals Eingang in Debatten finden, umso weniger wenn er zu Entmenschlichung und
der Abwertung von Leid beiträgt. Darüber hinaus bringt die Ergänzung den Antrag in Einklang mit sich
selbst, nachdem in den untenstehenden Entschließungen von Prävention gegen anti-muslimischem
Rassismus die Rede ist, nicht jedoch in den Ausführungen.



Ä25 Solidarität und Sicherheit auf Basis des Völkerrechts: Für Frieden in Israel und Gaza

Antragsteller*in: Hendrik Pröhl (KV Bremen Links der Weser (LdW))

Änderungsantrag zu LA1

Von Zeile 133 bis 134:

Nahostkonflikt zu vermitteln und antisemitischen wie antimuslimischen Vorurteilen
vorzubeugen.,

eine kritische Auseinandersetzung mit dem Handeln der Grünen in ihrer Beteiligung an der
Bundesregierung im Kontext Israel und Palästina.

Begründung

Erfolgt mündlich

• 

• 



Ä26 Solidarität und Sicherheit auf Basis des Völkerrechts: Für Frieden in Israel und Gaza

Antragsteller*in: Hendrik Pröhl (KV Bremen Links der Weser (LdW))

Änderungsantrag zu LA1

Von Zeile 118 bis 120 einfügen:
im Land Bremen sicher leben können. Diskriminierung von Jüdinnen und Juden stellen wir uns ebenso
wie antiisraelischem Antisemitismus entschieden entgegen.
Es braucht eine klare Abgrenzung zwischen Antisemitismus und legitimer Kritik an der israelichen
Regierung. Die IHRA-Definition von Antisemitismus ist eine nicht-rechtsverbindliche Arbeitsdefinition,
die nicht als juristische Grundlage für Sanktionen geeignet ist und diese Verwendung ausdrücklich
ausschließt.

Begründung

Erfolgt mündlich



Ä28 Solidarität und Sicherheit auf Basis des Völkerrechts: Für Frieden in Israel und Gaza

Antragsteller*in: Hendrik Pröhl (KV Bremen Links der Weser (LdW))

Änderungsantrag zu LA1

Von Zeile 29 bis 40:
Nach einigen Wochen der Waffenruhe zu Beginn des Jahres 2025 und dem Scheitern weiterer
Verhandlungen um die Freilassung der Geiseln führte die israelische Regierung unter Ministerpräsident
Benjamin Netanjahu im März den Krieg im Gazastreifen fortweiter und verhängte zeitgleich eine 
wochenlange Blockade über die Lieferung humanitärer Hilfsgüter nach Gaza. Die folgende Hungersnot
betrifft Hunderttausende Menschen. 132.000 Kinder sind aufgrund akuter Mangelernährung vom Tod
bedroht.[2][2] In mehreren Anordnungen und Gutachten hat der Internationale Gerichtshof (IGH) die
Dringlichkeit des Schutzes der Zivilgesellschaft betont. Das undifferenzierte Vorgehen gegen die
Bevölkerung in Gaza verurteilen wir nachdrücklich. Angesichts des Ausmaßes 
Das Ausmaß der Zerstörung in Gaza und der gezieltendie gezielte Blockade humanitärer Hilfe 
mussmacht für uns deutlich, dass die Verhältnismäßigkeit der israelischen
Selbstverteidigungisraelische Armee im Verlauf des Krieges den Rahmen des humanitären Völkerrechts 
mittlerweile verlassen hat und gegen Grundsätze des humanitären Völkerrechts verstößt. Auch wenn
die abschließende juristische Beurteilung des Kriegsgeschehend die zuständigen israelischen und
internationalen Gerichte wahrscheinlich noch über Jahre beschäftigen wird.
Auch die chaotisch organisierte Wiederaufnahme der Lieferungen hat die prekäre Lage bis heute nicht
ausreichend verbessern können. Es ist dringend notwendig, dass die israelische Regierung und die
internationalen Hilfsorganisationen gemeinsam zuverlässig für die Grundversorgung der Bevölkerung 
in Zweifel gezogen werdenGaza sorgen. Eine Verweigerung der humanitären Grundversorgung
kritisieren wir nachdrücklich; sie darf niemals Mittel militärischer Auseinandersetzungen sein.

Nach dem Massaker vom 7. Oktober ist es das legitime Ziel Israels, die Herrschaft der Hamas über Gaza
zu brechen und damit die Gefahr einer – von der Hamas angekündigten – Wiederholung zu beseitigen.
Aber auch in der israelischen Gesellschaft wird zunehmend massiv die Frage gestellt, ob und wieweit
dieses legitime Ziel der Entwaffnung der Hamas noch eine Kriegsführung legitimiert, die das Leben der
Geiseln gefährdet und die gesamte Bevölkerung Gazas weiter in eine katastrophale Lage bringt.

Unterdrückung und Brüche des Völkerrechts sind dabei keine neue Erscheinung nach dem Angriff der
Hamas am 7. Oktober 2023, den sie keinesfalls rechtfertigen, sondern Ausdruck eines strukturellen
Unrechts, das seit Jahrzehnten andauert.

Begründung

Erfolgt mündlich



Ä29 Solidarität und Sicherheit auf Basis des Völkerrechts: Für Frieden in Israel und Gaza

Antragsteller*in: Hendrik Pröhl (KV Bremen Links der Weser (LdW))

Änderungsantrag zu LA1

Von Zeile 29 bis 40:
Nach einigen Wochen der Waffenruhe zu Beginn des Jahres 2025 und dem Scheitern weiterer
Verhandlungen um die Freilassung der Geiseln führte die israelische Regierung unter Ministerpräsident
Benjamin Netanjahu im März den Krieg im Gazastreifen fortweiter und verhängte zeitgleich eine 
wochenlange Blockade über die Lieferung humanitärer Hilfsgüter nach Gaza. Die folgende Hungersnot
betrifft Hunderttausende Menschen. 132.000 Kinder sind aufgrund akuter Mangelernährung vom Tod
bedroht.[2][2] In mehreren Anordnungen und Gutachten hat der Internationale Gerichtshof (IGH) die
Dringlichkeit des Schutzes der Zivilgesellschaft betont. Das undifferenzierte Vorgehen gegen die
Bevölkerung in Gaza verurteilen wir nachdrücklich. Angesichts des Ausmaßes 
Das Ausmaß der Zerstörung in Gaza und der gezieltendie gezielte Blockade humanitärer Hilfe 
mussmacht für uns deutlich, dass die Verhältnismäßigkeit der israelischen
Selbstverteidigungisraelische Armee im Verlauf des Krieges den Rahmen des humanitären Völkerrechts 
mittlerweile verlassen hat und gegen Grundsätze des humanitären Völkerrechts verstößt. Auch wenn
die abschließende juristische Beurteilung des Kriegsgeschehend die zuständigen israelischen und
internationalen Gerichte wahrscheinlich noch über Jahre beschäftigen wird.
Auch die chaotisch organisierte Wiederaufnahme der Lieferungen hat die prekäre Lage bis heute nicht
ausreichend verbessern können. Es ist dringend notwendig, dass die israelische Regierung und die
internationalen Hilfsorganisationen gemeinsam zuverlässig für die Grundversorgung der Bevölkerung 
in Zweifel gezogen werdenGaza sorgen. Eine Verweigerung der humanitären Grundversorgung
kritisieren wir nachdrücklich; sie darf niemals Mittel militärischer Auseinandersetzungen sein.

Nach dem Massaker vom 7. Oktober ist es das legitime Ziel Israels, die Herrschaft der Hamas über Gaza
zu brechen und damit die Gefahr einer – von der Hamas angekündigten – Wiederholung zu beseitigen.
Aber auch in der israelischen Gesellschaft wird zunehmend massiv die Frage gestellt, ob und wieweit
dieses legitime Ziel der Entwaffnung der Hamas noch eine Kriegsführung legitimiert, die das Leben der
Geiseln gefährdet und die gesamte Bevölkerung Gazas weiter in eine katastrophale Lage bringt.

Internationale Gerichte befassen sich über die Besetzung des Westjordanlandes hinaus nun auch mit
dem Vorgehen der israelischen Regierung in Gaza, sowie mit den Verbrechen der Hamas. Der
Internationale Strafgerichtshof hat im Herbst 2024 Haftbefehle gegen einerseits die Führungsriege der
Hamas und andererseits gegen Premierminister Netanyahu und seinen ehemaligen
Verteidigungsminister erlassen, da diese für Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die
Menschlichkeit verantwortlich seien. Auch viele NGOs, etwa die israelische Organisation B´Tselem,
sehen im israelischen Vorgehen einen Völkermord. Der Internationale Gerichtshof ermittelt derzeit
wegen des Verdachts auf einen Völkermord gegen Israel. Im Januar 2024 verpflichtete er Israel,
vorbeugende Maßnahmen zu ergreifen, wie etwa die Gewährleistung humanitärer Hilfe und die
Verfolgung öffentlicher Aufstachlungen, um einen Genozid in Gaza zu verhindern. Zuletzt befandeine
unabhängige Kommission des UN-Hochkommissars für Menschenrechte, dass das Vorgehen von
Regierungs- und Militärakteur*innen - darunter direkte Militärgewalt, Aushungern, und die Zerstörung
der grundlegenden medizinischen Infrastruktur - im Kontext ihrer Aussagen und erklärten Ziele als auf
die Auslöschung der Palästinenser*innen abzielend und somit als Genozid zu werten sei. [QUELLE
anpassen]. Hieraus ergibt sich umso mehr die Verantwortung, der Gewalt unmittelbar Einhalt zu
gebieten und die Verantwortlichen zur Verantwortung zu ziehen.



Ä29 Solidarität und Sicherheit auf Basis des Völkerrechts: Für Frieden in Israel und Gaza
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Begründung

Ggf. nach Ä28; Begründung erfolgt mündlich

Quelle entsprechend anpassen:

https://www.ohchr.org/en/press-releases/2025/09/israel-has-committed-genocide-gaza-strip-un-
commission-finds



Ä1v2 Anpassung Beschlussfähigkeit der Mitgliederversammlung -2

Antragsteller*in: KV Nord
Beschlussdatum: 20.08.2025

Änderungsantrag zu S7

Von Zeile 17 bis 24:
(2) Für Satzungsänderungen ist eine Zweidrittelmehrheit der Landesmitgliederversammlung bei
Anwesenheit von mindestens dreißig Prozent der Mitglieder erforderlich. Wird dieses
Anwesenheitsquorum nicht erreicht, ist eine Zweidrittelmehrheit bei zwei aufeinanderfolgenden
Landesmitgliederversammlungen erforderlich. Bei der Einladung zur zweiten Versammlung ist auf den
unvollständigen Beschluss der ersten Versammlung und darauf hinzuweisen, dass für die
Satzungsänderung kein erhöhtes Anwesenheitsquorum gilt. § 15 Absatz 2 über die Beschlussfähigkeit
bleibt unberührt.

(2) Für Satzungsänderungen ist eine Mehrheit von zwei Drittel der abgegebenen gültigen Stimmen der
Landesmitgliederversammlung erforderlich. Vor der Beschlussfassung über satzungsändernde Anträge
muss die Beschlussfähigkeit der Landesmitgliederversammlung festgestellt werden. Satzungsändernde
Anträge können nicht Gegenstand eines Dringlichkeitsantrages sein. Änderungen der Satzung nach
dieser Vorschrift treten zum Zeitpunkt der Beschlussfassung in Kraft, soweit nichts anderes beschlossen
wird.

Begründung

Die Änderung entspricht der Regelung in der Bundessatzung. Für Satzungsänderungen ist eine erhöhte
2/3-Mehrheit erforderlich. Unsere Vorgabe, dass dafür 30 % der Mitglieder (derzeit also ca. 540
Mitglieder) anwesend sein müssen, ist absolut illusorisch. Das bedeutet konkret, dass in Bremen
niemals auf nur einer Landesmitgliederversammlung eine Satzungsänderung beschlossen werden kann.
Auch wenn sie noch so gut vorbereitet ist.

Durch unsere Überreglementierung erschweren wir unsere Arbeit und vergeuden wertvolle Zeit für
inhaltliche Debatten. Auf Bundesebene und in allen anderen Landesverbänden hat sich dieses
Verfahren bewährt und nicht zu unsinnigen Satzungsänderungen geführt.
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